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* Der vollständige Text kann bei der Gesellschaft für bedrohte Völker bezogen werden.

Zusammenfasssung*

Die Wirtschaftskrise in Asien und die verbreitete Korruption lösten in vielen Gebieten des
Vielvölkerstaates Indonesien eine Hungerkatastrophe aus. Die wirtschaftliche Lage in den
Minderheitengebieten, vor allem im Machtzentrum Java, bedroht einen grossen Teil der Be-
völkerung existenziell. In West Papua (Irian Jaya) gab es bereits im November 1997 Berichte
über Hungertote. Bis zu 50 Prozent der Einwohner Javas leben unterhalb der Armutsgrenze.
Gerade Kinder und Jugendliche sind von der Reisknappheit betroffen und erleiden dauerhaf-
te Gesundheitsschäden durch Mangelernährung. Durch wütende Proteste der Bevölkerung
gezwungen, trat der ehemalige Präsident Suharto am 21. Mai 1998 von seinem Amt zurück.
Seither wird die Regierung von dessen vormaligem Schützling Bacharuddin Jusuf Habibie ge-
führt. Doch auch er scheint nicht in der Lage zu sein, die Korruption im Land unter Kontrolle
zu bringen.

Derweil wendet sich der Zorn der verzweifelten Bevölkerung immer wieder gegen Angehörige
der ca. sechs Millionen Menschen zählenden chinesischen Minderheit. Die meisten chinesi-
schen Indonesier sind Buddhisten oder Christen in einem mehrheitlich von Muslimen be-
wohnten Land. Im Handel sind sie überproportional vertreten und daher der erste Angriffs-
punkt, wenn die Bevölkerung mit Preissteigerungen konfrontiert wird. Die Ausschreitungen
gipfelten in den Vergewaltigungen mehrerer Hundert chinesischer Frauen zwischen dem 12.
und 14. Mai 1998 in Jakarta. Auch später kam es wiederholt zu Plünderungen von Läden
chinesischer Händler. Ein neuer Höhepunkt waren die Ausschreitungen zwischen dem 12.
und 14. Novemebr 1998. Selbst die staatliche Untersuchungskommission kam inzwischen
zu dem Ergebnis, die Ereignisse im Mai seien wahrscheinlich von Mitgliedern des Militärs,
namentlich von Suhartos Schwiegersohn Gen. Prabowo Subianto, ausgelöst worden.

Die Gesellschaft für bedrohteVölker (GfbV) ...

... ist sehr besorgt über die Tatenlosigkeit der indonesischen Regierung, die chinesische Min-
derheit zu schützen. Noch immer gelten in Indonesien Gesetze, in denen die Diskriminierung
der Minderheit festgelegt wird. Präsident Habibie hat zwar ihre Überarbeitung im September
1998 angeordnet, hat es aber versäumt, die Gewalt gegenüber der Minderheit in aller
Schärfe zu verurteilen. Verschiedene hochrangige Vertreter der Regierung und des Militärs
stachelten die Aggressionen im Vorfeld sogar regelrecht an.

Die kritische wirtschaftliche Lage in Indonesien macht den besonderen Schutz der chinesi-
schen Minderheit dringend erforderlich. Die Indonesier chinesischer Herkunft dürfen nicht
als Sündenböcke der Regierung mißbraucht werden. Andererseits sind eine wirksame Be-
kämpfung der Korruption und eine Verteilung der vorhandenen Nahrungsmittel unverzicht-
bar, um die unmittelbaren Ursachen der Krise zu bekämpfen und weiteren Übergriffen auf
die ethnischen Chinesen vorzubeugen.

Derzeit sind die Chancen der Einflussnahme von europäischer Seite auf die Menschen-
rechtslage in Indonesien so gut wie nie: Die guten Beziehungen der Bundesrepublik
Deutschland zum derzeitigen Präsidenten Habibie, der 20 Jahre in Deutschland studiert und
gearbeitet hat, und die bevorstehende EU-Ratspräsidentschaft der Bundesrepublik Deutsch-
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land gewährleisten dies. Die GfbV will mit dem vorliegenden Memorandum dazu beitragen,
dass diese Chance genutzt wird.

Übergriffe auf chinesische Indonesier

Der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch zufolge wurde den ethnischen Chine-
sen Mitte April 1994 bei Ausschreitungen in Medan auf der Insel Sumatra zum ersten Mal
ausdrücklich die Verantwortung für wirtschaftliche Schwierigkeiten zugeschoben. In den fol-
genden Jahren kam es immer wieder zu Übergriffen gegen die chinesische Minderheit, die
sich Anfang 1998 zuspitzten. Die Proteste entzündeten sich an der staatlich verordneten Er-
höhung der Lebensmittelpreise.

Am 10. März 1998 wurde der damalige Präsident Suharto im Amt bestätigt. Die Wirtschafts-
krise verschärfte sich. Es kam zu monatelangen Studentenprotesten an verschiedenen Uni-
versitäten Indonesiens. Als die Suharto-Regierung am 5. Mai die Preise für Benzin, öffentli-
che Verkehrsmittel und Strom erhöhte, schlossen sich auch andere Bevölkerungsgruppen
den Protesten an. Mehr als 1.000 Menschen randalierten in der Stadt Medan auf Sumatra,
setzten Fahrzeuge und Geschäfte ethnischer Chinesen in Brand. Läden muslimischer Besit-
zer blieben weitgehend verschont. Viele von ihnen waren als �pribumi�, Besitz einheimischer
Indonesier, gekennzeichnet. Die Unruhen hielten drei Tage an. Mehr als 1.000 Gebäude
wurden zerstört.

Die Mai-Unruhen

Die Gewalt erreichte ihren Höhepunkt in den Tagen vom 12. bis zum 14. Mai 1998 in Jakar-
ta. Wieder begannen die Ausschreitungen nach friedlichen Studentendemonstrationen. Das
Militär duldete diese zunächst, solange sie auf dem Gelände der jeweiligen Universitäten
verblieben. Am 12. Mai jedoch wurden sechs Studenten bei friedlichen Protesten auf dem
Campus der Eliteuniversität Trisakti vom Militär erschossen. Unmittelbar danach und bei der
Trauerfeier am folgenden Tag kam es zu massiven Übergriffen. Innerhalb von drei Tagen wur-
den ganze Stadtteile Jakartas ausgeplündert. Geschäfte, Banken, Autos und Wohnhäuser
fielen Brandanschlägen zum Opfer. Chinesische Stadtviertel waren besonders betroffen. Die
staatliche indonesische Menschenrechtskommission Komnas HAM zog später folgende Bi-
lanz: 1188 Todesopfer, 101 Verletzte sowie 40 Einkaufszentren, 2479 Geschäfte und 1604
Häuser, die geplündert und niedergebrannt wurden. 1119 Autos, 1026 Wohnungen und
382 Büros wurden demoliert oder angezündet. Die Toten gehörten dabei nur zu einem klei-
nen Teil der chinesischen Minderheit an. Viele andere waren Plünderer, die in den schon
brennenden Häusern eingeschlossen wurden.

Die Vergewaltigungen

In Jakarta wurden zahlreiche chinesische Frauen brutal vergewaltigt. Wenige Tage nach En-
de der Ausschreitungen richtete das �Volunteers Team for Humanity� unter Leitung des Je-
suitenpaters Sandiyawan eine Notrufzentrale ein und bildete Freiwilligenteams, um die Opfer
zu betreuen. Die Teams dokumentierten 168 Vergewaltigungen und sexuelle Übergriffe, 152
davon in Jakarta. 20 der Opfer starben. Einige von ihnen verübten Selbstmord, andere wur-
den in ihre brennenden Häuser geworfen. Immer wieder fanden Gruppenvergewaltigungen
statt. Unter den Opfern war auch ein gerade neunjähriges Mädchen. Ita Nadia, Mitarbeiterin
des �Volunteers Team for Humanity� und Vorsitzende einer Frauen-Nichtregierungsorganisa-
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tion, berichtete von chinesischen Frauen, die gezwungen wurden, aus einem Bus auszustei-
gen, sich auszuziehen und nackt zu Fuss weiterzugehen. Mehreren Opfern wurden die Aus-
weise abgenommen, so dass sie ihren Peinigern jetzt namentlich bekannt sind. Viele der Tä-
ter hatten einen Kurzhaarschnitt und trugen Teile von Uniformen der Armee. Zu Vergewalti-
gungen chinesischer Indonesierinnen kam es nach Angaben der Menschenrechtsorganisati-
on Human Rights Watch noch im August. Auf keinen Fall sollte aber vergessen werden, dass
während der Unruhen indonesische Bürgerinnen und Bürger nicht-chinesischer Herkunft
Opfern oft Schutz gewährt haben.

Regierung und Militär zweifeln Vergewaltigungen an

Von Seiten der Regierung, des Militärs und der Polizei blieben deutliche Stellungnahmen für
die Opfer aus. Einzige Ausnahme ist die staatliche Untersuchungskommission unter Marzuki
Darusman, die am 3. November ihren Bericht vorlegte und bestätigte, dass mindestens 52
Frauen vergewaltigt worden seien. General Wiranto, Chef des indonesischen Militärs ABRI
leugnete mehrfach, dass Vergewaltigungen überhaupt stattgefunden hätten, zuletzt am 4.
Oktober. Dabei hatten die Streitkräfte etwa zwei Wochen zuvor den vorläufigen Bericht der
Untersuchungskommission erhalten.

Mitte Juli sprach der amtierende Präsident Habibie gegenüber einer Frauenorganisation
zwar sein Bedauern für die Ereignisse aus und versprach, sich aktiv für den Schutz und die
Sicherheit der gesamten Gesellschaft einzusetzen. Doch vier Wochen später erklärte der In-
formationsminister Yunus Yosfiah, dass Habibie die Berichte für übertrieben halte. Auch In-
donesiens Polizeichef Roesmanhadi drängte am 17. August auf Beweise für die Vergewalti-
gungen und drohte den Nichtregierungsorganisationen mit Verleumdungsklagen, wenn sie
bei ihren Behauptungen blieben. Ihm schloss sich der Leiter des Koordinationsorgans der
Geheimdienste, Lt. Gen. Moetojib, am 25. August an. Ende August verkündete Frauenmini-
sterin Tutti Alawiyah öffentlich, es sei schliesslich nichts bewiesen. Zugeständnisse erfolgten
lediglich unter hohem öffentlichem Druck. Sobald dieser nachliess, setzten von verschiede-
nen Seiten Versuche der Leugnung ein.

Gewalt war organisiert

Die meisten Beobachter, darunter Pater Sandiyawan, Human Rights Watch und sogar Ange-
hörige des indonesischen Militärs, haben kaum Zweifel daran, dass die Übergriffe und Ver-
gewaltigungen im Mai nicht spontan entstanden sind. So sollen einzelne Agitatoren bezahlt
worden sein. Die Tatsache, dass den Angreifern Lastwagen zur Verfügung standen und dass
die Übergriffe an vielen Stellen in Jakarta nach einem nahezu gleichen Schema abliefen, be-
legen eine systematische Vorgehensweise. Etliche Zeugen sagten aus, dass in vielen Fällen
Militär oder Polizei bei Plünderungen zwar anwesend waren, jedoch nicht eingriffen, oder
aber, dass ihre Abwesenheit geradezu auffällig war. Ethnische Chinesen berichteten, dass
sie sich mit Schutzgeldern von Plünderungen freigekauft hätten. Die Mitverantwortung der
Truppen des kurz danach abgesetzten General Prabowo wird inzwischen von der staatlich
eingesetzten Untersuchungskommission vermutet.

Gesucht wird auch nach den Hintermännern einer Mordserie, der in den vergangenen Mona-
ten zwischen 160 und 180 Menschen, vor allem Angehörige einer der größten Moslemorga-
nisationen Indonesiens, Nahdlatul Ulama, zum Opfer gefallen sind. Auch hier erscheint es
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wahrscheinlich, dass das Ziel einer Spaltung der Bevölkerung in Moslems und Christen ver-
folgt wird, deren letzte Leidtragende wieder viele Chinesen wären. Gerade die Bemühungen
prominenter Muslime, wie z. B. des Oppositionspolitikers Amien Rais, die sich in der letzten
Monaten wiederholt gegen die Ausschreitungen und für einen Schutz der chinesischen Min-
derheit ausgesprochen haben, würden zunichte gemacht.

Chinesen - die Juden Indonesiens?

Die Rolle der chinesischen Minderheit in der indonesischen Gesellschaft ist oft mit derjeni-
gen der Juden in Europa verglichen worden. Mit etwa sechs bis acht Millionen Angehörigen
hat sie einen Anteil von etwa drei Prozent an der Bevölkerung, ist aber in der städtischen
Mittelschicht stärker repräsentiert. Verschiedene Quellen geben das von ethnischen Chine-
sen kontrollierte Kapital in Indonesien mit 60 bis 90 Prozent an. Diese Zahlen schüren seit
langem antichinesische Ressentiments, sind jedoch unrealistisch, wenn man bedenkt, dass
weite Teile der indonesischen Wirtschaft staatlich kontrolliert werden oder Eigentum auslän-
discher Konzerne oder z. B. von Militärstiftungen sind.

Ein kleiner Teil der chinesischen Minderheit hatte in der Tat enge Verbindungen zum Suhar-
to-Clan und ungeheure wirtschaftliche Macht. Die meisten sind jedoch kleine Händler, die
keine Möglichkeit haben, vor den Übergriffen ausser Landes zu fliehen. Insbesondere in der
jetzigen Zeit der Wirtschaftskrise sind sie diejenigen, von denen die Verteilung der Lebens-
mittel abhängt und bei denen die Bevölkerung Preiserhöhungen wahrnimmt, die von der Re-
gierung beschlossen werden. Somit dienen sie als Blitzableiter, auf den ein Teil des Unmuts
der Bevölkerung umgelenkt wird.

Gesetzliche Diskriminierungen

Nach der Erlangung der Unabhängigkeit Indonesiens wurden viele Chinesen durch den Re-
gierungserlass 10/1959 ausser Landes gedrängt. Er verbannte Chinesen ohne indonesi-
sche Staatsbürgerschaft aus kleinen Orten und beraubte Zehntausende ihrer Lebensgrund-
lage. Präsident Sukarno wollte damit den �Pribumi� (den einheimischen Indonesiern) die
Kontrolle über den Handel in den Dörfern verschaffen. Nach der Machtergreifung Suhartos
und der Hetze und den Massenmorden gegen mutmassliche Kommunisten (zu denen die
Chinesen oft gezählt wurden) zwischen 1965-1967 verkündete Suharto einen Präsidialer-
lass über �Die Politik zur Lösung des chinesischen Problems� und einen weiteren zu Religi-
on, Glauben und chinesischen Gebräuchen.

Chinesischsprachige Schulen wurden geschlossen, Kulturvereinigungen wurden aufgelöst,
der Verkauf chinesischsprachiger Bücher und Zeitschriften, sogar die Verwendung chinesi-
scher Schriftzeichen in Kalendern, bei Firmenzeichen oder an Geschäften wurde verboten.
Eine einzige staatlich kontrollierte chinesischsprachige Tageszeitung wurde erlaubt. Die In-
donesierung chinesischer Namen wurde massiv vorangetrieben. Merkmale kultureller Identi-
tät wie z. B. die Feier des chinesischen Neujahrsfestes wurden verboten bzw. in private
Haushalte verbannt. Die Ausweise vieler ethnischer Chinesen unterscheiden sich anhand
eines speziellen Codes von denen der �Pribumi�. Im Februar 1998 räumte sogar ein Vertre-
ter des indonesischen Verteidigungsministeriums ein, ethnische Chinesen sähen sich
Schwierigkeiten ausgesetzt, wenn sie als Beamte oder beim Militär Karriere machen wollten,
und würden zudem beim Zutritt zu staatlichen Universitäten benachteiligt.
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Die Überarbeitung der diskriminierenden Gesetze wurde am 16. September von Habibie in
einem Erlass angeordnet. Die Verwendung der Ausdrücke �Pribumi� und �nicht-Pribumi� soll
demnach ebenfalls unterbunden werden. Offen ist derzeit, wie schnell die Überarbeitung der
Gesetze vorangetrieben wird, und ob ausserdem zukünftig der Schutz der Minderheit ge-
währleistet wird.

Forderungen

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) ruft die indonesische Regierung und das indone-
sische Militär auf, Übergriffen auf ethnische Chinesen in Indonesien endlich entschieden
und vorbeugend entgegenzutreten. Deshalb fordert die GfbV von der Regierung Indonesiens:

� Die Vergewaltigungen, zu denen es während der Mai-Unruhen und danach gekommen
ist, dürfen nicht länger geleugnet werden. Der Bericht der Untersuchungskommission
ist ein erster Schritt dazu, doch weitere müssen folgen. Jede Verharmlosung demütigt
die betroffenen Frauen ein zweites Mal und verhindert, dass weitere Opfer den Mut
finden, ihre Qualen öffentlich anzuzeigen.

� Regierung und Militär müssen umgehend die für diese Greuel Verantwortlichen und
ihre Hintermänner dingfest machen und zur Verantwortung ziehen.

� Solange die Wirtschaftskrise und die Proteste gegen die Regierung anhalten, ist die
chinesische Minderheit besonders wehrlos. Es müssen daher wirksame Schutzmecha-
nismen entwickelt werden. Wichtig hierfür ist ein gezielter Abbau von Vorurteilen und
die Förderung des Zusammengehörigkeitsgefühls zwischen Angehörigen der Minder-
heit und ihren nichtchinesischen Nachbarn z. B. durch entsprechende Medienarbeit
oder durch die Förderung von Gemeinschaftsprojekten.

� Die Regierung muss öffentlich und eindeutig anerkennen, dass die chinesische Min-
derheit ein integraler und gleichberechtigter Teil der indonesischen Vielvölkergesell-
schaft ist. Nur so kann ihrer Sündenbockfunktion ein Ende gemacht werden.

� Gesetze, die eine Diskriminierung ethnischer Chinesen festschreiben, müssen
schnellstmöglich gestrichen werden. Stattdessen sollte ein Antidiskriminierungsgesetz
entwickelt werden, aufgrund dessen die Rechte der chinesischen und anderer Minder-
heiten gesichert werden.

Die europäischen Regierungen fordern wir auf:

� Die Regierung soll gegenüber Präsident Habibie auf die Umsetzung dieser Forderun-
gen dringen und sich für deren internationale Überwachung einsetzen.

� Massenvergewaltigungen gegen Angehörige ethnischer Gruppen sollen explizit als
Mittel zum Völkermord anerkannt werden.

� Nothilfe für die von der Reisknappheit betroffenen Einwohner und Einwohnerinnen
Indonesiens ist dringend notwendig und mit entsprechenden Tranzparenzforderungen
gegen Korruption und Missbrauch zu schützen.

� In der längerfristigen wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Indonesien soll die Korrup-
tionsbekämpfung höchste Priorität haben, und Wirtschaftshilfe an Indonesien muss
von der Einhaltung der Menschenrechte der Minderheit abhängig gemacht werden.

� Insbesondere jegliche Unterstützung des Militärs z. B. durch Waffenlieferungen oder
Lizenzverkäufe muss unterbleiben, solange dieses nicht energisch gegen chinesen-
feindliche Äusserungen aus den eigenen Reihen vorgeht und die Rolle des Militärs bei
den Ausschreitungen nicht kritisch untersucht ist.
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